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indirekter Besteuerung zur Inflation im Euroraum: 
Aktuelle Ergebnisse

Der Beitrag von administrierten Preisen und

Wolfgang Nierhaus

Das statistische Amt der Europäischen Union veröffentlicht jeden Monat die Inflationsrate für das 

Euro-Währungsgebiet. Der vorliegende Beitrag zeigt den Einfluss von administrierten Preisen und 

indirekter Besteuerung auf die aktuelle Preisentwicklung. 

In der Europäischen Währungsunion 
(EWU) wird die Inflation mit dem harmo-
nisierten Verbraucherpreisindex (HVPI-
EWU) gemessen. Der HVPI-EWU wird 
vom Statistischen Amt der Europäi-
schen Union (Eurostat) als gewogener 
Durchschnitt der harmonisierten Ver-
braucherpreisindizes (HVPI) der Mit-
gliedsländer des Euroraums ermittelt. 
Die HVPI waren in den 1990er Jahren 
eingeführt worden, um Preisänderungen 
auf supranationaler Ebene konsistent 
vergleichen zu können. Der Erfassungs-
bereich der harmonisierten HVPI ist zu-
meist kleiner als in den nationalen Ver-
braucherpreisindizes. So bleibt z.B. das 
vom Eigentümer selbst genutzte Wohn-
eigentum – anders als im deutschen Ver-
braucherpreisindex VPI – im HVPI unbe-
rücksichtigt. 

Der harmonisierte Verbraucherpreisin-
dex HVPI-EWU dient der Europäischen 
Zentralbank (EZB) als zentraler Indikator 
zur Beurteilung der Preisstabilität. Diese 
ist vom EZB-Rat operationalisiert als 
mittelfristige Preissteigerung im Euro-
Wäh rungsgebiet von unter, aber nahe 
2% (vgl. Europäische Zentralbank 2013). 
Seit geraumer Zeit wird dieses Preisziel 
unterschritten. So fiel bereits im zweiten 
Quartal 2013 die Inflationsrate (Verände-
rung des HVPI-EWU gegenüber der ver-
gleichbaren Vorjahresperiode) mit 1,4% 
merklich unter die EZB-Marke, die in den 
Jahren 2011 und 2012 mit Raten von 
2,7% und 2,5% noch deutlich über-
schritten worden war. Im zweiten Halb-
jahr 2014 sank die Inflationsrate auf 
0,3%, im Januar 2015 wurde das Ver-
braucherpreisniveau des Vorjahres, der 
Blitzschätzung von Eurostat zufolge, so-
gar um 0,6% unterschritten (vgl. Abb. 1). 
Eine »negative« Inflationsrate in ähnli-
cher Größenordnung wurde zuletzt im 
Rezessionsjahr 2009 verzeichnet. Ge-
genüber Dezember 2014 sank das Ver-
braucherpreisniveau im Januar saison-
bereinigt um schätzungsweise 0,3%. 

Maßgeblich für den ausgeprägten Rück-
gang der Inflationsraten (Disinflation) im 
Euroraum sind beschleunigt sinkende 
Preise für Energieträger, diese gaben auf-
grund des Rückgangs der Rohölnotie-
rungen im ersten Halbjahr 2014 um 1,1% 
nach, im zweiten Halbjahr 2014 sogar um 
2,7% (Januar 2015: 8,9%). Aber auch die 
Kerninflationsrate (Inflationsrate ohne 
Energie und unverarbeitete Nahrungsmit-
tel) hat etwas nachgegeben. Im zweiten 
Halbjahr 2014 betrug sie 0,8%, nach 
1,0% im ersten Halbjahr (Januar 2015: 
+ 0,5). Die im längerfristigen Vergleich 
recht niedrige Kerninflation spiegelt die 
unterausgelasteten Produktionskapazi-
täten und – damit verbunden – die gerin-
gen Preiserhöhungsspielräume vieler Un-
ternehmen wider. Hinzu kommt eine teil-
weise recht schwache Konsum- und In-
vestitionsgüternachfrage. Allerdings ist 
die Preismoderation nicht für alle Güter-
gruppen gleich: Während die Preise für 
Industriewaren und für verarbeitete Nah-
rungsmittel im Verlauf der zweiten Jah-
reshälfte 2014 saisonbereinigt stagnier-
ten, wozu wohl auch Zweitrundeneffekte 
im Gefolge des Ölpreisrückgangs beitru-
gen, stiegen die Preise für Dienstleistun-
gen im Trend, wenngleich abgeschwächt, 
weiter. Auch in regionaler Differenzierung 
gibt es beträchtliche Unterschiede: So 
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übertraf das Verbraucherpreisniveau in Österreich im zwei-
ten Halbjahr 2014 den vergleichbaren Vorjahresstand um 
1,4%, in Deutschland um 0,6%. In Spanien sank dagegen 
das Preisniveau im gleichen Zeitraum um 0,5% und in Grie-
chenland sogar um 1,3%. 

Zur Analyse der aktuellen Effekte von Preis änderungen bei 
Gütern mit staatlich administrierten Preisen auf das Ver-
braucherpreisniveau im Euroraum bedarf es einer geson-
derten Querschnittsbetrachtung. Eurostat veröffentlicht 
hierzu einen speziellen Preisindex, den HVPI-EWU-AP 
(AP = »administered prices«). Dieser erfasst die Preisent-
wicklung von Sachgütern und Dienstleistungen, deren Prei-
se entweder direkt (»directly«) oder überwiegend (»to a sig-
nificant extent«) vom Staat bzw. von staatlichen Regulie-
rungsbehörden beeinflusst werden (z.B. Entgelte für den 
Besuch von Schulen oder Universitäten, Tarife für den öf-
fentlichen Nahverkehr, Gebühren für die Müll- oder Trink-
wasserentsorgung, Passgebühren u.Ä.). Die Untergruppe 
der überwiegend administrierten Preise bezieht sich auf 
diejenigen Güter, deren Preise nur nach Zustimmung einer 
Regulierungsbehörde geändert werden dürfen. Die Bedeu-
tung der Güter mit administrierten Preisen streuen in den 
nationalen HVPI erheblich: Überdurchschnittliche Wä-
gungsanteile gibt es in Litauen, Portugal, Deutschland, Bel-
gien, Lettland, Frankreich, in den Niederlanden und in der 
Slowakei, die mit 23,9% der Spitzenreiter ist. Am unteren 
Ende der Skala rangieren Irland und Finnland mit Anteilen 
von 5,2% bzw. 5,5%. Neue Regulierungs- bzw. Deregulie-

rungsmaßnahmen werden jeweils zum Jahreswechsel be-
rücksichtigt (vgl. Nierhaus 2014).

Tabelle 1 zeigt, dass sich seit dem zweiten Halbjahr 2011 
Güter mit administrierten Preisen stärker verteuert haben als 
Güter mit flexiblen Preisen. Im Durchschnitt des ersten Halb-
jahrs 2011 bis zum zweiten Halbjahr 2014 belief sich die 
Inflationsrate bei Gütern mit administrierten Preisen auf 2,8% 
p.a., bei Gütern mit flexiblen Preisen fiel die Rate mit 1,6% 
p.a. um 0,9 Prozentpunkte geringer aus. Allerdings gibt es 
auch in diesem Gütersegment disflationäre Tendenzen. Im 
ersten Halbjahr 2014 verteuerten sich Güter mit administ-
rierten Preisen um 2,1%, im zweiten Halbjahr um 1,6%, in 
der Spitze hatte hier die Inflationsrate noch bei 4,1% gelegen 
(zweites Halbjahr 2012). Der Inflationsbeitrag der Güter mit 
administrierten Preisen zur Gesamtrate des HVPI-EWU ver-
ringerte sich von 0,3 Prozentpunkten im ersten Halbjahr 
2014 auf 0,2 Prozentpunkte im zweiten Halbjahr. Der in Pro-
zent der Gesamtinflation ausgedrückte Inflationsbeitrag stieg 
aufgrund der noch rascher sinkenden Basis von gut 40% 
im ersten Halbjahr 2014 auf knapp 80%, d.h., vier Fünftel 
der gesamten EWU-Inflationsrate in der zweiten Jahreshälf-
te 2014 kann rechnerisch durch administrierte Preisanhe-
bungen erklärt werden. Auf die Verteuerung von Gütern und 
Dienstleistungen mit flexiblen Preisen entfallen die restlichen 
20%. Der Beitrag der administrierten Preise zur Gesamt rate 
des HVPI-EWU in Prozentpunkten kann approximativ aus 
dem Produkt »Produktgewicht der administrierten Prei-
se × Inflationsrate AP« berechnet werden. Der Inflationsbei-

Tab. 1 
Zur Entwicklung der administrierten Preise in der Europäischen Währungsuniona) 

Preisveränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

 

2010 2011 2012 2013 2014 
I II I II I II I II I II 

   Administrierte Preise (HVPI-EWU-AP)  1,1 2,3 3,5 3,6 3,5 4,1 2,7 1,6 2,1 1,6 
     Direkt administrierte Preise   2,0 3,8 5,2 4,6 3,4 5,6 4,7 2,6 3,7 2,5 
     Überwiegend administrierte Preise   0,6 1,5 2,5 2,9 3,5 3,2 1,5 0,9 1,2 1,1 
   Nicht administrierte Preise  1,4 1,8 2,5 2,7 2,4 2,2 1,5 1,0 0,4 0,1 
 Verbraucherpreisindex (HVPI-EWU)  1,4 1,9 2,6 2,8 2,6 2,4 1,6 1,1 0,6 0,3 
Inflationsbeiträge zum HVPI-EWU in Prozentpunktenb) 

 

 

2010 2011 2012 2013 2014 
I II I II I II I II I II 

   Administrierte Preise (HVPI-EWU-AP)  0,1 0,3 0,4 0,4 0,4 0,5 0,3 0,2 0,3 0,2 
     Direkt administrierte Preise   0,1 0,2 0,2 0,2 0,2 0,3 0,2 0,1 0,2 0,1 
     Überwiegend administrierte Preise   0,0 0,1 0,2 0,2 0,3 0,2 0,1 0,1 0,1 0,1 
   Nicht administrierte Preise  1,2 1,6 2,2 2,4 2,1 1,9 1,3 0,9 0,3 0,1 
 Verbraucherpreisindex (HVPI-EWU)  1,4 1,9 2,6 2,8 2,6 2,4 1,6 1,1 0,6 0,3 
Inflationsbeiträge zum HVPI-EWU in % der Gesamtinflationb) 

 
2010 2011 2012 2013 2014 

I II I II I II I II I II 
   Administrierte Preise (HVPI-EWU-AP)  9,4 14,6 16,1 15,1 16,6 20,8 20,8 18,1 43,1 78,4 
     Direkt administrierte Preise   6,2 8,8 9,1 7,4 6,2 10,7 13,5 11,4 28,3 45,2 
     Überwiegend administrierte Preise   3,2 5,8 7,1 7,7 10,4 10,1 7,3 6,8 14,8 33,2 
   Nicht administrierte Preise  90,6 85,4 83,9 84,9 83,4 79,2 79,2 81,9 56,9 21,6 
 Verbraucherpreisindex (HVPI-EWU)  100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
a) Wechselnder Währungsraum. – b) Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

Quelle: Eurostat; Berechnungen des ifo Instituts. 
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trag ist umso höher, je größer das jeweilige 
Produktgewicht ist und je rascher die admi-
nistrierten Preise angehoben werden (vgl. 
Nierhaus 2006). 

Die Veränderungsrate des HVPI-EWU-AP 
lässt sich auch nach Mitgliedsländern auf-
schlüsseln. Wie nicht anders zu erwarten, 
steuerte Deutschland, das Land mit dem 
größten Ländergewicht in der EWU (derzeit 
knapp 28%), im zweiten Halbjahr 2014 den 
größten Beitrag (+ 0,5 Prozentpunkte) zur 
Veränderungsrate des HVPI-EWU-AP bei, 
zudem war hier das Preisniveau, gemessen 
an der Veränderungsrate des deutschen 
HPVI-AP, mit 1,8% leicht überdurchschnitt-
lich gestiegen. Danach rangieren die Infla-
tionsbeiträge von Frankreich (+ 0,4 Prozent-
punkte) und Spanien (+ 0,2 Prozentpunkte), gefolgt von den 
Niederlanden, von Finnland und von Belgien (jeweils 
0,1 Prozentpunkte). Den geringsten Inflationsbeitrag steu-
erte Italien bei. Der in Prozentpunkten gemessene länder-
spezifische Inflationsbeitrag ist umso höher, je größer das 
Ländergewicht im HVPI-EWU ist und je größer die nationa-
le Inflationsrate, gemessen am nationalen HVPI-AP, ausfällt. 
Die Ländergewichte werden von Eurostat alljährlich aktua-
lisiert. Sie leiten sich aus den Ergebnissen der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen für die Konsumausgaben 
der privaten Haushalte ab (vgl. Nierhaus 2006). 

Unberücksichtigt bleibt beim Index der administrierten Prei-
se der Einfluss der indirekten Besteuerung auf die Teuerung. 
Eurostat gibt hierzu einen speziellen harmonisierten Preis-
index zu konstanten Steuersätzen (hier: HVPI-EWU-CT; 
CT = »constant taxes«) heraus, bei dem der unmittelbare 
Einfluss der indirekten Besteuerung auf die Verbraucherpreis-
entwicklung ausgeschaltet ist. Zu den im Index erfassten 
indirekten Steuern zählen die Mehrwertsteuer sowie die Ver-
brauchsteuern auf alkoholische Getränke, Tabakwaren und 
Energie. Hinzu kommen Steuern auf bestimmte Produkte 
wie Pkw, Versicherungen und Unterhaltung. Durch den Ver-
gleich des HVPI-EWU-CT mit dem Gesamtindex HVPI-EWU 
(Inflationsdifferenzial) können die Auswirkungen der indirek-
ten Besteuerung auf das Verbraucherpreisniveau approxi-
mativ abgeschätzt werden. Dabei wird angenommen, dass 
Änderungen der indirekten Steuern umgehend und vollstän-
dig auf die Verbraucherpreise wirken (vgl. Europäische Kom-
mission 2009). Steuererhöhungen steigern ab dem Monat 
ihres Inkrafttretens einmalig das Verbraucherpreisniveau und 
fallen zwölf Monate später aus der Berechnung der Vorjah-
resteuerungsrate wieder heraus (vgl. Europäische Zentral-
bank 2014, S. 56).

Abbildung 2 zeigt ausgewählte länderspezifischen Beiträge 
zum Inflationsdifferenzial für die gesamte EWU. Das beson-

ders große Inflationsdifferenzial von Mitte 2010 bis Mitte 
2013 (durchschnittlicher Einfluss der indirekten Besteuerung 
auf die EWU-Inflation in diesem Zeitraum: 0,36 Prozent-
punkte) steht im direkten Zusammenhang mit wiederholten 
Anhebungen der Mehrwertsteuer zur Konsolidierung der öf-
fentlichen Haushalte. So wurden zum 1. Juli in Spanien und 
Portugal die Regelsätze angehoben (von 16 auf 18% bzw. 
von 20 auf 21%). Am 1. Januar 2011 erhöhte Portugal den 
Regelsatz erneut auf 23%. Zum 1. Juli des gleichen Jahres 
führte Irland einen zeitlich befristeten Zwischensteuersatz 
von 9% ein. Im September 2011 wurde in Italien der Nor-
malsatz um 1 Prozentpunkt auf 21% erhöht. Auch im Jahr 
2012 kam es zu Anhebungen des Regelsatzes, so in Irland 
zum 1. Januar um 2 Prozentpunkte, in Spanien zum 1. Sep-
tember um 3 Prozentpunkte und in den Niederlanden zum 
1. Oktober um 2 Prozentpunkte. Zum 1. Oktober 2013 wur-
de in Italien der Normalsatz um einen Prozentpunkt ange-
hoben, zum 1. Januar 2014 in Zypern um 1 Prozentpunkt 
und in Frankreich um 0,4 Prozentpunkte (vgl. Europäische 
Kommission 2015). Seit den Herbstmonaten 2013 hat sich 
das Inflationsdifferenzial deutlich zurückgebildet; die voraus-
gegangenen Mehrwertsteuererhöhungen sind sukzessive in 
die statistische Basis eingegangen. In Griechenland wurde 
zudem der Mehrwertsteuersatz für die Gastronomie von 
23 auf 13% gesenkt, um die Wettbewerbsfähigkeit im Tou-
rismus zu erhöhen (vgl. Bank of Greece 2013, S. 50). In den 
ersten drei Quartalen 2014 belief sich das Inflationsdifferen-
zial noch auf 0,2 Prozentpunkte, im vierten Quartal reduzier-
te es sich weiter auf 0,1 Prozentpunkte, was zur Disinflation 
im Euroraum ebenfalls beitrug.

Fazit 

Alles in allem steht mit dem harmonisierten Verbraucher-
preisindex HVPI-EWU, den nationalen HVPI und den von 
Eurostat zusätzlich berechneten Sonderaggregaten wie den 
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beiden Preisindizes HVPI-EWU-AP bzw. HVPI-EWU-CT ein 
leistungsfähiges System zeitnah erhobener Preisindikatoren 
zur Verfügung. Im Vergleich zum US-amerikanischen Con-
sumer Price Index (CPI), der sich am indextheore tischen 
Konzept eines Lebenshaltungskostenindex1 orientiert, sind 
die HVPI als reine Preisindizes konzipiert. Der Formel nach 
sind sie Kettenindizes vom Laspeyres-Typ mit jährlicher Ak-
tualisierung der Warenkorbgewichte. Im Vergleich zu kon-
ventionellen Festbasisindizes wie dem deutschen Verbrau-
cherpreisindex VPI, die Preisbewegungen anhand eines 
konstanten Wägungsschemas messen, kann ein veränder-
tes Verbraucherverhalten zeitnah berücksichtigt werden. 
Beim HVPI-EWU schlagen zusätzlich auch noch Aktualisie-
rungen der Ländergewichte (bis hin zur Aufnahme neuer 
Mitgliedsländern) zu Buche. Dies alles beeinflusst jedoch 
im Vorjahresvergleich die gemessene Preisänderungsrate 
(Inflationsrate), was dem Konzept eines reinen Preisver-
gleichs strenggenommen zuwiderläuft. Die harmonisierten 
Verbraucherpreisindizes sollen im Hinblick auf sich schnell 
ändernde Märkte und neue Verbrauchsgewohnheiten mög-
lichst aktuell sein, um den substitution bias und den product 
bias zu minimieren. Die HVPI tragen damit in mancherlei 
Hinsicht auch Elementen eines »Lebenshaltungskosten-
index« Rechnung.2 

Im Euroraum herrscht seit geraumer Zeit eine ausgeprägte 
Disinflation; der harmonisierte Verbraucherpreisindex (HVPI-
EWU) liegt aktuell sogar unter Vorjahresniveau. Maßgeblich 
für diese Entwicklung sind der scharfe Preisrückgang von 
Rohöl, günstige Nahrungsmittelpreise sowie die immer noch 
negative Outputlücke. Auch hat im Euroraum der von ad-
ministrierten Preisanhebungen und Erhöhungen indirekter 
Steuern ausgehende Preisdruck deutlich nachgelassen. So 
steuerte in der zweiten Jahreshälfte 2014 die Anhebung von 
administrierten Preisen noch 0,2 Prozentpunkte zur Gesamt-
inflation im Euroraum bei. Im zweiten Halbjahr 2012 war der 
Inflationsbeitrag dieses Gütersegments mit 0,5 Prozent-
punkten noch mehr als doppelt so hoch gewesen. Schließ-
lich hat auch der Einfluss der indirekten Besteuerung auf 
das Verbraucherpreisniveau abgenommen. Gemessen am 
Inflationsdifferenzial zwischen dem HVPI-EWU und dem 
HVPI-EWU-CT sank dieser von 0,45 Prozentpunkten im ers-

 1 Definiert man den Begriff »Lebenshaltungskosten« als Aufwand zur Erzie-
lung eines bestimmten Lebensstandards (Nutzen), so vergleicht ein 
Lebenshaltungskostenindex (»ökonomischer Preisindex«) de bei alterna-
tiven Preissituationen jeweils kostenminimalen Ausgaben. Beim ökono-
mischen Preisindex wird nicht ein Warenkorb zwischen Basis- und 
Berichtsperiode konstant gehalten, sondern das Nutzenniveau (»Lebens-
standard«). Gemessen wird ein Ausgabenverhältnis, das nicht nur durch 
die Veränderung von Preisen, sondern auch durch die Substitution von 
teurer gewordenen Gütern durch billiger gewordene Produkte im Zeitab-
lauf bestimmt wird. Zwar können ökonomische Preisindizes nur bei 
Kenntnis der konkreten Präferenzordnung (Nutzenfunktion) berechnet 
werden. Es lässt sich aber zeigen, dass konventionelle Preisindizes vom 
Laspeyres-Typ die obere Schranke eines ökonomischen Preisindex dar-
stellen. Die Differenz zwischen einem Laspeyres-Preisindex und einem 
ökonomischen Preisindex, der Substitutionsvorgängen Rechnung trägt, 
wird als »substitution bias« bezeichnet (vgl. Hill 1999).

 2 Eine ausführliche Kritik des HVPI findet sich bei von der Lippe (2002). 

ten Halbjahr 2013 auf 0,15 Prozentpunkte im zweiten Halb-
jahr 2014, was die disinflationären Tendenzen im Euroraum 
ebenfalls begünstigt hat. 

Mit dem Januarergebnis 2014 dürfte das Verbraucherpreis-
niveau im Euroraum saisonbereinigt vermutlich seinen 
Tiefststand erreicht haben. Mit der Bodenbildung der Roh-
ölnotierungen und dem in Teilen Europas nun doch recht 
strengen Winterwetter ziehen die Heizöl- und Kraftstoffprei-
se wieder an, zudem macht sich hier bereits die kräftige 
Abwertung des Euro gegenüber dem US-Dollar bemerkbar. 
Mehrwertsteueranhebungen nennenswerten Ausmaßes 
sind im Euroraum, von Luxemburg abgesehen (Anhebung 
des Normalsatzes von 15 auf 17%), allerdings unterblieben 
(vgl. Europäische Kommission 2015). Auch von der Ent-
wicklung der administrierten Preise ergibt sich derzeit kein 
erhöhter Aufwärtsdruck. Aufgrund des niedrigen Preisni-
veaus zu Jahresanfang dürften in den kommenden Mona-
ten im Vorjahresvergleich weiterhin leicht negative Raten zu 
verzeichnen sein; im Jahresdurchschnitt 2015 könnte die 
Inflationsrate im Euroraum die Nullmarke erreichen.
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